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Europlatz Frankfurt

Deutschland auf Wachstumskurs halten
Von Michael Heise

Die wirtschaftliche Lage in Deutsch-
land kann nach wie vor als sehr gut
bezeichnet werden. Die lange Aufw

entwicklung, die nach der Finanzkrise
einsetzte und für einige Jahre recht ver-
halten blieb, hat sich seit Anfang 2016
beschleunigt und die Beschäftigung auf
ein Rekordniveau von zuletzt rund 45
Millionen Erwerbstätigen ansteigen las-
sen. Die Arbeitslosigkeit ist weit unter
dem Niveau in anderen Ländern
und der öffentliche Haushalt
trotz kräftig steigender Ausga-
ben deutlich im Plus. Profitiert
hat Deutschland in den letzten
Jahren von einer Beschleuni-
gung der Weltkonjunktur. Hinzu
kam eine starke Zuwanderung
von Erwerbstätigen aus der EU,
die das Arbeitsangebot erweiter-
te. Die hohe Zuwanderung von Asylsu-
chenden hat über steigende Staatsausga-
ben zu zusätzlicher Nachfrage geführt.
Aber wie wird es weitergehen?

Das weltwirtschaftliche Wachstum
verliert derzeit deutlich an Kraft, und
auch der Zustrom von Arbeitskräften
ebbt ab. Es ist daher kein Wunder, dass
die Prognosen für die Jahre 2018 und
2019 deutlich nach unten korrigiert wer-
den. Werte von 1,6 Prozent in diesem
und 1,5 Prozent im nächsten Jahr wären
sicher noch günstige Entwicklungen.
Eine Verschärfung des Handelsstreits
oder lähmende Konflikte um den Aus-
tritt Großbritanniens und den italieni-
schen Haushalt könnten das Wachstum
noch tiefer drücken.

Um die Wirtschaft in dem schwieri-
ger werdenden Umfeld weiter auf
Wachstumskurs zu halten, bedarf es
wirtschaftspolitischer Reformen. Der
Sachverständigenrat hat in seinem jüngs-
ten Gutachten zahlreiche Reformfelder
analysiert. Vor allem in der Steuerpoli-
tik gibt es eine lange Liste an Hausaufga-
ben: eine vollständige Abschaffung des
Solidaritätszuschlags, der längst nicht
mehr für die Transfers an die östlichen
Bundesländer verwendet wird, eine Ent-
lastung bei Unternehmensteuern, um

den Standort Deutschland nicht gegen-
über anderen Ländern zurückfallen zu
lassen, eine Senkung der Steuerbelas-
tung für untere und mittlere Einkom-
men,ts- die im internationalen Vergleich
in Deutschland ausgesprochen hoch ist,
und schließlich eine Reform der Grund-

steuer und der Grunderwerb-
steuer, die in Zeiten rasant stei-
gender Immobilienpreise den Er-
werb von Wohneigentum beson-
ders erschweren.

Finanzieller Handlungsspiel-
raum ist vorhanden. Der Haus-
haltsüberschuss der öffentli-
chen Hand liegt im Jahre 2018
schätzungsweise bei etwas mehr

als 50 Milliarden Euro oder 1,6 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts. Daher müss-
ten Zukunftsinvestitionen keinesfalls un-
ter Steuersenkungen leiden, wie das im
politischen Raum oft reflexhaft einge-
wendet wird. Angesichts des kräftigen
Anstiegs der staatlichen Gesamtausga-
ben - seit 2010 haben sie sich um 265
Milliarden Euro erhöht (gegenüber
knapp 21 Milliarden Euro bei Investitio-
nen) - erscheint dieser Einwand ohne-
hin recht vorgeschoben. Das Hauptpro-
blem ist wohl, dass Steuersenkungen im
Koalitionsvertrag nicht vorgesehen
sind. Angesichts deutlich verminderter
Wachstumsaussichten sollten sich die
Koalitionäre aber nicht von nötigen Re-
formen abhalten lassen. Eine Steuerpoli-
tik, die die Nettoeinkommen der priva-
ten Haushalte erhöht und den Investiti-
onsstandort Deutschland attraktiver
macht, wird das Wachstum über höhere
private Konsum- und Investitionsausga-
ben stärken. Was für Deutschland gut
ist, hilft auch unseren europäischen Part-
nern, die sich stärkere Impulse aus
Deutschland dringend wünschen.
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